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Ausgaben drohen Einnahmen davonzulaufen 
Finanzierungssaldo der Städte und Gemeinden in Baden-Württemberg stark zurückgegangen. 

Nachholbedarf bei Infrastrukturmaßnahmen weiterhin erheblich

Die Finanzsituation der Städte und Gemeinden in Baden-Württemberg hat sich 2013 deutlich eingetrübt. Nachdem die Kommunen im Ländle im Jahr 2012 die beste Finanzsituation bundesweit vorzuweisen hatten, rutschten sie 2013 auf Platz sechs ab. Zwar erwirtschafteten sie erneut einen positiven Finanzierungssaldo, dieser fiel aber mit 415 Mio. Euro deutlich niedriger aus als im vergangenen Jahr mit 2,17 Mrd. Euro. Bei der heutigen Vorstellung des Gemeindefinanzberichts des Gemeindetags Baden-Württemberg rückte Gemeindetagspräsident Roger Kehle deshalb den Fokus bereits jetzt auf die verschiedenen Finanzverhandlungen, die den Kommunen bevorstehen: 2016 muss eine neue Vereinbarung über die Finanzbeziehungen mit dem Land ausgehandelt werden. Die Berechnungsgrundlage zur Förderung der Kleinkindbetreuung muss so schnell wie möglich korrigiert werden. 2019 läuft der Solidarpakt aus. 2020 wird die Schuldenbremse wirksam. Über die aktuellen Verhandlungen zum Solidaritätspakt zeigen sich die Kommunen verärgert: Bund und Länder haben sich allein an den Verhandlungstisch gesetzt, Städte und Gemeinden müssen vor der Türe warten. Der Gemeindetag befürchtet nun, dass Bund und Länder sich einigen und die Kommunen durch dieses Versäumnis spätestens 2019 zur Ader gelassen werden. 
Gemeindetagsexperten besorgt über die Entwicklung der kommunalen Finanzlage 2013 und die Aussichten für 2014
 „Wir waren im vergangenen Jahr optimistisch und haben für 2013 ein Plus in Höhe von 1,561 Mrd. Euro beim Finanzierungssaldo prognostiziert“, stellte Gemeindetagspräsident Roger Kehle fest. Da man bereits Mitte 2013 von höheren Investitionsausgaben ausgegangen war, wurde zwar erwartet, dass die Differenz zwischen Einnahmen und Ausgaben geringer werden würde. Dass sie mit ihrer Prognose um rund 1 Mrd. Euro zu hoch liegen würden, überraschte die Finanzexperten des Gemeindetags zunächst dennoch. Ihre aktuellen Berechnungen fördern die Gründe für diesen drastischen Unterschied aber klar zutage. Die Steuereinnahmen sind zwar weiterhin ordentlich und stiegen moderat um 1,7 Prozentpunkte an (plus 216 Mio. Euro). Viel dynamischer entwickelten sich jedoch die Ausgaben. Zum einen haben Städte und Gemeinden kräftig investiert, rund 500 Mio. Euro mehr als im Vorjahr, um das enorme Investitionsdefizit abzubauen. Zusätzlich schlugen die laufenden Ausgaben zu Buche, beispielsweise der Personalaufwand (plus 385 Mio. Euro), der primär den Bereich Bildung und Betreuung umfasst, sowie die Ausgaben für soziale Leistungen, insbesondere die Sozial- und Jugendhilfe (plus 460 Mio. Euro). Auch für den laufenden Sachaufwand, wie beispielsweise die Energiekosten, musste in den Rathäusern mehr Geld ausgegeben werden (plus 430 Mio. Euro). Was das für die Kommunen im Land bedeutet, fasste Gemeindetagspräsident Kehle kurz und prägnant zusammen: „Die Haushalte der meisten Städte und Gemeinden in Baden-Württemberg sind trotz guter konjunktureller Lage auf Kante genäht. Wir sind aufgrund der steigenden strukturellen Ausgabeverpflichtungen nun nicht in der Lage, antizyklisch zu wirtschaften und für schlechte Zeiten vorzusorgen. Wie sich die Konjunktur entwickeln wird, weiß aber niemand.“ 
Für 2014 erwartet der Gemeindetag sogar einen negativen Finanzierungssaldo von rund minus 350 Mio. Euro. Aus Sicht des Gemeindetags ist das ein deutliches Alarmsignal. Eine Stärke der Städte und Gemeinden in Baden-Württemberg war bisher nämlich, dass sie in konjunkturell schwierigen Zeiten - wie in der Folge der Wirtschaftskrise - wenigstens auf ihre Rücklagen setzen konnten, die sie in guten Zeiten erwirtschaftet hatten. Dieses Steuerungsinstrument ist aufgrund der aktuellen Situation stark gefährdet. 
Viel Geld investiert, aber nur die Spitze des Investitionsberges abgebaut
Die Kommunen in Baden-Württemberg haben im vergangenen Jahr insgesamt Mittel in Höhe von 4,86 Mrd. Euro investiert, 2,99 Mrd. Euro entfielen dabei allein auf Baumaßnahmen (siehe Grafik Bau- und Investitionsausgaben der Gemeinden/Gemeindeverbände in Baden-Württemberg). Damit lagen sie im Pro-Kopf-Vergleich mit rund 282 Euro je Einwohner deutlich über dem Bundesdurchschnitt mit rund 202 Euro je Einwohner. Auch die Ergebnisse des jüngsten KfW-Kommunalpanels verzeichnen für 2013 einen leichten Zuwachs bei den bundesweiten Investitionen. Den größten Anteil machen dabei Investitionen in den Bereich „Straßen und Verkehrsinfrastruktur“ aus. Der Investitionsrückstand liegt allerdings bundesweit noch immer bei 118 Mrd. Euro, hiervon entfallen auf Baden-Württemberg ca. 20,5 Mrd. Euro (17%). „Wir können daher noch immer nicht von Entwarnung sprechen“, mahnt Roger Kehle. „Straßen und Infrastruktur bleiben unsere Problemkinder. Wir tun zwar, was wir können, aber aufgelöst haben wir den Investitionsstau noch lange nicht.“ 
Gelungener Ausbau der Kinderbetreuung erfreulich, Folgekosten aber enorm

Die Mitte Juli veröffentlichten Statistiken über den Ausbau der Kinderbetreuung für unter 3-jährige haben gezeigt, dass die Städte und Gemeinden in Baden-Württemberg auch 2013/2014 nicht in ihren Anstrengungen nachgelassen und stetig neue Betreuungsplätze geschaffen haben. Die befürchtete Klagewelle nach der Einführung des Rechtsanspruchs im August 2013 blieb aus. „Städte und Gemeinden haben gezeigt, dass sie sich ihrer Verantwortung für die Kinder und Familien vor Ort bewusst sind“, so der Gemeindetagspräsident. „Wir haben 2011 mit dem Pakt für Familien mit Kindern zweifellos eine unter den damals bekannten Voraussetzungen gute Vereinbarung erzielt. Die Entwicklung in den vergangenen drei Jahren hat aber neue Erkenntnisse zu den vereinbarten Berechnungsgrundlagen zu Tage gebracht, die es erforderlich machen, mit der Landesregierung zu sprechen“, kündigte Kehle an. 
Vereinbarung über die Finanzbeziehungen zwischen Land und Kommunen muss vor der Landtagswahl geschlossen werden
Die bisherige Vereinbarung über die Finanzverteilung zwischen Land und Kommunen hat auf beiden Seiten für Planungssicherheit gesorgt. „Wir erwarten auch für den nächsten Finanzpakt ab 2016 wieder eine für beide Seiten annehmbare Lösung“, sagte Roger Kehle. „Deshalb wollen wir noch vor der Landtagswahl 2016 eine neue Vereinbarung mit dem Land verhandeln und beschließen.“   
Neuregelung der Finanzbeziehungen Bund-Länder: Kommunen müssen bei Verhandlungen draußen bleiben 
Der überproportionale Anstieg der Ausgaben droht die kommunalen Haushalte an die Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit zu bringen (siehe auch Grafik Einnahmen und Ausgaben der laufenden Rechnung der Gemeinden/Gemeindeverbände in Baden-Württemberg). Die Entscheidungsträger in den Rathäusern werden sich in Zukunft die Frage stellen müssen, wie sie die dringend notwendigen Investitionen in die Infrastruktur finanzieren sollen. Die Kommunen erwarten deshalb von Bund und Ländern eine Regelung, um insbesondere die jedes Jahr weiter steigenden Sozialausgaben wirkungsvoll zu begrenzen. Völlig inakzeptabel ist für den Gemeindetag, dass die kommunalen Vertreter bei den aktuellen Verhandlungen über die Neuregelung der Finanzbeziehungen zwischen Bund und Ländern draußen bleiben müssen. „Es kann nicht sein, dass die sechzehn Bundesländer und der Finanzminister hinter verschlossener Tür den großen Batzen Geld untereinander verteilen und den Kommunen danach noch ein paar Heller zum Trost hinwerfen“, bemerkt Roger Kehle und fügt nachdrücklich hinzu: „Städte und Gemeinden erwarten einen angemessenen Beitrag aus der Weiterentwicklung des Solidaritätszuschlags. Es wird höchste Zeit, diese Mittel nach Bedarf und nicht mehr nach geografischer Lage zu verteilen.“
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